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Vorworte der 
Präsidentinnen

Seit fünf Jahrzehnten ist der Österrei‐
chische Seniorenrat DIE starke Stimme 
für ältere Menschen in unserem Land. 
Darauf können wir stolz sein. Denn mit 
unserem Einsatz haben wir die ältere 
Generation in die Mitte der Gesell‐
schaft gerückt. Es wird nicht mehr 
über sie geredet, sondern mit ihnen. 
2,5 Millionen Seniorinnen und Senio‐
ren reden mit und gestalten mit. Für 
ein wertgeschätztes Miteinander der 
Generationen in allen Lebensberei‐
chen. Dazu zählen neben sicheren 
Pensionen, guter Gesundheitsversor‐
gung und würdevoller Pflege auch Mo‐
bilität, alternsgerechte Arbeitsplätze 
und immer stärker, Digitalisierung und 
KI. Daher ist es mir anlässlich unseres 
50. Jubiläums ein besonderes Anlie‐
gen, auch einen Blick auf die Heraus‐
forderungen der Zukunft zu richten. 
Unsere Gesellschaft wird älter und da‐
mit wachsen auch die Aufgaben. Gera‐
de deshalb braucht es weiterhin eine 
starke und geeinte Interessenvertre‐
tung für die ältere Generation. Dafür 
ist es unerlässlich, dass wir, der Öster‐
reichische Seniorenrat, in Zukunft als

gleichberechtigter Sozialpartner nicht 
nur formal, sondern auch faktisch an‐
erkannt und selbstverständlich in alle 
Bereiche eingebunden werden, die 
ältere Menschen betreffen. 
Der Seniorenrat war immer dann be‐
sonders erfolgreich, wenn Zusammen‐
halt, Dialog und gegenseitiger Respekt 
im Mittelpunkt standen. Dafür danke 
ich allen ehemaligen und aktiven Mit‐
gliedern von Herzen. Und ich versiche‐
re: Wir werden auch in Zukunft mit 
gewohnter Hartnäckigkeit, Empathie 
und klarer Stimme für die Interessen 
der älteren Generation eintreten und 
die Zukunft der Seniorinnen und 
Senioren aktiv mitgestalten. 

Ingrid Korosec
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Fünf Jahrzehnte Österreichischer Seni‐
orenrat stehen für eine starke, geeinte 
Stimme der älteren Generation in 
unserem Land. Als Zusammenschluss 
der größten Seniorenorganisationen 
Österreichs ist der Seniorenrat seit 50 
Jahren das starke Sprachrohr und die 
Plattform, um die Interessen älterer 
Menschen zu bündeln und wirkungs‐
voll zu vertreten. Er war die erste 
offizielle Interessenvertretung der 
Seniorinnen und Senioren und ist bis 
heute in dieser Form einzigartig.
In den vergangenen Jahrzehnten 
konnten durch den beharrlichen 
Einsatz und die Zusammenarbeit 
engagierter Persönlichkeiten maßgeb‐
liche Verbesserungen für ältere Men‐
schen erreicht werden – von der 

Sicherung der Pensionen über Verbes‐
serungen im Pflegebereich bis hin zu 
mehr gesellschaftlicher Anerkennung 
der Lebensleistung der älteren Gene‐
ration. Der Seniorenrat hat wesentlich 
dazu beigetragen, dass die Anliegen 
der Seniorinnen und Senioren in 
Politik und Öffentlichkeit stärker 
gehört werden.
Gerade deshalb ist es an der Zeit, die‐
se wichtige Rolle auch endlich formal 
anzuerkennen und den Österreichi‐
schen Seniorenrat als echten 
Sozialpartner mit Stimmrecht zu eta‐
blieren. Denn eine starke Gesellschaft 
braucht auch eine starke Stimme für 
ihre ältere Generation.

Birgit Gerstorfer
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Die Presse, 5.1.1976
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Im geschichtsträchtigen Sitzungssaal 
des Niederösterreichischen Landtages 
in der Wiener Herrengasse haben im 
Beisein der Spitzen der Bundesregie‐
rung die Delegierten den Österreichi‐
schen Seniorenrat gegründet. 
Gründungsmitglieder waren der Pensi‐

onistenverband Österreichs, die 
Hauptgruppe Pensionisten der Ge‐
werkschaft der Gemeindebedienste‐
ten, die Pensionistengruppe der 
Gewerkschaft der Eisenbahner, die so‐
zialistischen Fraktionen der Pensionis‐
ten in den Gewerkschaften 

11. Juni 1976 – Die Gründungskonferenz

In Österreich hat es bereits in der Zwi‐
schenkriegszeit Vereine gegeben, in 
denen sich Rentner zusammenge‐
schlossen haben. Bei den Gewerk‐
schaften des Öffentlichen Dienstes 
kam es schon relativ früh zu Pensionis‐
tengruppen. 
Zur Herausbildung von Seniorenorga‐
nisationen, die österreichweit flächen‐
deckend tätig sind, ist es jedoch erst 
nach dem Zweiten Weltkrieg gekom‐
men.
Von den in Österreich wohnenden 
Pensionisten gehören in den 1970er‐
Jahren deutlich mehr als die Hälfte ei‐
ner Seniorenorganisation an, von der 
sie sich eine Vertretung ihrer Interes‐

sen und nicht nur Angebote und Hilfen 
zur sinnvollen Gestaltung des Ruhe‐
standes erwarten. 
Diese Situation war bereits zu Beginn 
der Siebzigerjahre manifest. Der Ge‐
danke, die verschiedenen Pensionis‐
ten‐ und Seniorenorganisationen unter 
einem Dach lose zusammenzuführen, 
lag in der Luft und wurde 1973/74 
erstmals vom damaligen Bundeskanz‐
ler Bruno Kreisky geäußert. 
Da eine umfassende Lösung 1975 
noch nicht erreichbar schien, wurde 
als Interim die Gründung des Österrei‐
chischen Seniorenrates von den bei‐
trittswilligen Organisationen 
beschlossen. 

Pioniere der Seniorenrechte 
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Öffentlicher Dienst und Post‐ und Te‐
legraphenbedienstete sowie eine 
Gruppe der Bankpensionisten in der 
GPA und der „Schutzverband“.
Auf dieser Gründungskonferenz waren 
117 Delegierte anwesend. 
Der erste einstimmig gewählte Ob‐
mann war der Obmann des Pensionis‐
tenverbandes, Robert Uhlir. 
Bundeskanzler Kreisky betonte in sei‐
ner Rede, dass er es als Aufgabe der 
Älteren ansehe, politische Erzieher der 
jüngeren Generation zu sein. 

Sozialminister Häuser stellte fest, dass 
es nicht mehr nur um materielle Pro‐
bleme gehe, sondern um die Mitbe‐
stimmung der Älteren im 
gesamtgesellschaftlichen Bereich.
Unmittelbar nach der Gründung und 
bis in die Mitte der 80er‐Jahre hinein 
entfaltete der Seniorenrat eine rege 
Tätigkeit, insbesondere durch Erarbei‐
tung von Informationen und Stellung‐
nahmen zu Gesetzesvorhaben, auch 
wenn ein allgemeines Begutachtungs‐
recht noch nicht erreicht war.

(li.) Gründungskonferenz am 11.6.1976 im Sitzungssaal des NÖ Landtages
(re.) Die Presse, 12./13.6.1976
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Die erste Weltversammlung der Ver‐
einten Nationen zu Fragen des Alterns 
fand vom 26. Juli bis 6. August 1982 in 
Wien statt. Die Zusammenarbeit der 
österreichischen Seniorenorganisatio‐
nen erwies sich dabei als äußerst posi‐
tiv. Unter der Ägide des 
Sozialministeriums wurden gemeinsa‐
me Broschüren und Stellungnahmen 
erarbeitet.

Im Jahr 1991 löste Rudolf Pöder Otto 
Rösch als Präsident des Pensionisten‐
verbandes ab und wurde 1992 auch 
zum Präsidenten des wieder aktivier‐
ten Seniorenrates gewählt. Im selben 
Jahr wurde Stefan Knafl Bundesob‐
mann des Seniorenbundes, womit 
eine neue Ära der Gesprächsbereit‐
schaft zwischen den beiden größten 
Organisationen anbrach. 

Erste Weltversammlung der Vereinten Nationen 
zu Fragen des Alterns in Wien

(li.o.) AZ, 12.6.1976; (li.m.) Präsident Robert Uhlir; (li.u.) Vorarlberger Nachrichten, 12.6.1976
(re.) Ageing International, Herbst 1982; Nationalbericht des BMWF, 1983
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Nach Verhandlungen wurde 1994 
durch Verordnung des Bundeskanzlers 
der Bundesseniorenbeirat und, in die‐
sen integriert, die Seniorenkurie ge‐
schaffen. Für die Zusammensetzung 
dieser Seniorenkurie wurde ein Nomi‐
nierungsrecht verankert, das aus‐
schließlich den auf vereinsrechtlicher 
Basis organisierten Pensionisten‐ und 
Seniorenorganisationen vorbehalten 

war. Pensionistenverband, Senioren‐
bund und Seniorenring entsandten in 
Folge Vertreter in die Seniorenkurie, 
der die Begutachtung von Gesetzes‐
entwürfen und Vorschläge für Förde‐
rungsmaßnahmen vorbehalten war. 
Um als Instrument der Interessenver‐
tretung nach außen wirken zu können, 
war jedoch eine eigene Rechtspersön‐
lichkeit erforderlich. 

Der Weg zum 5. Sozialpartner
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Dieses Ziel wurde 1997 durch die 
Schaffung einer Dachorganisation auf 
vereinsrechtlicher Grundlage erreicht. 
Der bereits existierende Österreichi‐
sche Seniorenrat bot sich hierfür an. 
Nach einer Umgestaltung der Statuten 
traten ihm sämtliche bis dahin in der 
Seniorenkurie vertretenen Organisati‐
onen bei, außerdem wurde der „Pensi‐
onistenabteilung“ des ÖGB und dem 

Zentralverband der Pensionisten 
Österreichs der Beitritt ermöglicht. 
Die Seniorenkurie selbst wurde als 
engerer Vorstand in den Vorstand des 
Seniorenrates eingebettet. Aus der 
Beiratsverordnung wurde auch im 
Seniorenrat das grundsätzliche 
Erfordernis einer Zweidrittelmehrheit 
übernommen, wenn es zu Beschlüs‐
sen kommen soll. 

Umgründung und Ausweitung

Pressekonferenz vom 2.10.1997 mit (v.li.) Johann Schmölz (ÖGB‐P), Rudolf Pöder (PVÖ), 
Alfred Zupancic (PVÖ) und Stefan Knafl (ÖSB)



14

Das Jahr 1998 stellte einen absoluten 
Meilenstein dar: Das Bundes‐Senio‐
rengesetz trat in Kraft und der grund‐
legende Vertrag über die Führung der 
Bürogeschäfte der Seniorenkurie und 
die Abwicklung der Allgemeinen Seni‐
orenförderung (ASF) mit dem Bundes‐
kanzleramt wurde am 30. November 
abgeschlossen. 
Weiters zeigte der Seniorenrat enor‐
me zivilgesellschaftliche Kraft: Als Re‐
aktion auf das schwere 

Grubenunglück in Lassing initiierte der 
Seniorenrat unter den Präsidenten 
Stefan Knafl und Rudolf Pöder die 
Aktion „Senioren für Lassing“. 
Am 19. Juli 1998 wurde die Aktion in 
der ORF‐Pressestunde angekündigt. 
Insgesamt wurde fast eine Million   
Schilling (ca. 70.000 Euro) gesammelt.  
In Zusammenarbeit mit dem Unter‐
richtsministerium startete zudem das 
Projekt „Dialog zwischen den Genera‐
tionen“. 

Das Bundes‐Seniorengesetz 
und gelebte Solidarität

Stefan Knafl und Karl Blecha beim Dialog der Generationen am 20.11.1999 in Eisenstadt
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Im Mai 1999 zog sich Rudolf Pöder als 
Präsident zurück; Karl Blecha über‐
nahm die Funktion und führte fortan 
gemeinsam mit Stefan Knafl den Vor‐
sitz. Um die öffentliche Wahrnehmung 
zu stärken, wurde die erste eigene 
Homepage (www.seniorenrat.at) 
eingerichtet. 
Der „Dialog der Generationen“ wurde 
intensiviert: Am 22. Juni fand eine 
Enquete zur Problematik der Kranken‐

zusatzversicherungen statt, gefolgt 
von einer großen Pressekonferenz am 
7. Juli gemeinsam mit dem Bundesju‐
gendring. Ein vielbeachteter Auftritt 
der beiden Präsidenten in der ORF‐
Pressestunde am 11. Juli erreichte 
rund 300.000 Zuseher. Auch erste 
Erfolge im Konsumentenschutz (z. B. 
bei der Fernabsatzrichtlinie) und die 
Verankerung eines Verbandsklage‐
rechts wurden erzielt. 

Anerkennung als „5. Sozialpartner“

Gespräche über die Forderungen am 25.2.2000, (v.li.) vorne: Stefan Knafl mit BK Wolfgang 
Schüssel, hinten: Johann Schmölz, Karl Blecha, BM Elisabeth Sickl, VK Susanne Riess‐Passer
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Mit 1. April 2000 trat die Novelle zum 
Bundes‐Seniorengesetz in Kraft. Der 
Österreichische Seniorenrat wurde 
offiziell als gesetzliche Interessenver‐
tretung verankert und damit den Kam‐
mern als sogenannter 5. Sozialpartner 
in allen Belangen, die Senioren betref‐
fen, gleichgestellt. Ein großes innova‐
tives Pilotprojekt war „Robin Good“, 
eine Internet‐Plattform, die älteren 
Menschen durch Schulungen und 
leicht bedienbare Geräte („Webpats“) 
den Einstieg in die digitale Welt 
erleichtern sollte. 
Ein zentrales politisches Thema war 

die Pensionsreform 2000. Die Regie‐
rung plante, bereits ausgezahlte Pen‐
sionserhöhungen rückwirkend als 
„Übergenuss“ zu werten und zu 
kürzen. Der Seniorenrat zog vor den 
Verfassungsgerichtshof (VfGH). In 
einem historischen Erkenntnis 
(G 107/00 vom 12. Dezember 2000) 
kippte der VfGH diesen rückwirken‐
den Eingriff wegen Verletzung des 
Vertrauensschutzes. 
In harten Verhandlungen konnte der 
Rat zudem durchsetzen, drei Vertreter 
in die „Kommission zur langfristigen 
Pensionssicherung“ zu entsenden. 

Am 3. Oktober 2001 fand anlässlich 
des 25‐jährigen Bestehens eine große 
Jubiläums‐Vollversammlung im Fest‐
saal der Arbeiterkammer NÖ statt. 
Dabei wurde der bisherige „Leitungs‐
ausschuss“ aus Gründen der Öffent‐
lichkeitswirkung offiziell in „Präsidium“ 
umbenannt. Im Herbst führte der Se‐
niorenrat direkte Pensionsverhandlun‐
gen auf höchster Regierungsebene, 
unter anderem am 10. Oktober 2001 

mit Bundeskanzler Wolfgang Schüssel, 
dem eine Resolution der Vollversamm‐
lung übergeben wurde. Massiven 
Protest gab es gegen die Besteuerung 
von Unfallrenten und der Seniorenrat 
trat auch vehement gegen die Einfüh‐
rung von Ambulanzgebühren auf, da 
diese chronisch kranke Ältere über‐
proportional belasteten. 
(Die Gebühr wurde Ende 2002 vom 
VfGH aufgehoben.) 

Einsatz für faire Pensionen
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Im April 2002 vertrat eine Delegation 
(darunter Präsident Knafl) die österrei‐
chischen Senioren bei der 2. Weltal‐
tenkonferenz der UNO in Madrid. Ein 
weiterer Meilenstein war die parla‐
mentarische Enquete am 6. März 
2002, bei der ein „Aktionsplan Senio‐
rensicherheit“ präsentiert wurde, der 
auf Unfallverhütung, Reduktion von 
Haushalts‐ und Freizeitunfällen bei äl‐
teren Menschen durch Aufklärung und 

neue Ansatzpunkte in der Prävention 
abzielte. Politisch forderte der Senio‐
renrat vehement die Verankerung ei‐
nes Diskriminierungsverbots aufgrund 
des Alters in der Verfassung sowie 
zwingend einen Sitz im Produktsicher‐
heitsbeirat, um ältere Konsumenten 
besser schützen zu können. Erste kon‐
krete Bemühungen zur Einrichtung 
einer eigenen Seniorenanwaltschaft 
wurden gesetzt. 

(v.li.) BK Wolfgang Schüssel, VK Susanne Riess‐Passer, Stefan Knafl, Andreas Khol, Karl Heinz 
Grasser, Paul Tremmel (ÖSR) und Herbert Haupt im Rahmen des Sonderministerrates im 
Bundeskanzleramt am 26.10.2002
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2003 war eines der intensivsten Jahre 
in der Geschichte der Interessenver‐
tretung. Die geplante Pensionsreform 
der Regierung drohte mit Verlusten 
von bis zu 30 %. Der Seniorenrat pro‐
testierte auf das Schärfste gegen sei‐
nen Ausschluss vom „Runden Tisch“ 
und unterstützte aktiv die Streikmaß‐
nahmen des ÖGB. Durch den massi‐
ven Druck konnte die abschlagsfreie 
„Hacklerregelung“ vorerst beibehalten 
und ein Deckel für Pensionsverluste 
(zunächst 10 %) eingeführt werden. 

Am 1. Oktober 2003 fand in den 
Wiener Börsesälen die große Startver‐
anstaltung zur „Aktion Seniorensicher‐
heit“ mit der Präsentation der 
Broschüre „Sicher Wohnen – Besser 
Leben“ statt. Ende 2003 startete mit 
„Seniorkom.at“ ein Internetportal und 
Netzwerk für ältere Menschen mit 
zahlreichen Veranstaltungen und 
Schulungen, bei denen der Senioren‐
rat mit Partnern wie Telekom Austria 
oder Microsoft Österreich zusammen‐
arbeitete. 

Streiks und Widerstand gegen Pensionskürzungen
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Der Seniorenrat war 2004 intensiv in 
die Verhandlungen zum Allgemeinen 
Pensionsgesetz (APG) eingebunden 
und kämpfte für die volle Wertsiche‐
rung der Pensionen. Bei der Reform 
des Hauptverbandes der Sozialversi‐
cherungsträger gelang als großer Er‐
folg die gesetzliche Verankerung 
von Seniorenvertretern in der Träger‐
konferenz. Die „Aktion Seniorensi‐

cherheit“ wurde mit Fachtagungen in 
Klagenfurt, Innsbruck und Linz fortge‐
setzt. Der Seniorenrat beauftragte die 
Statistik Austria mit der Erstellung 
eines eigenen „Preisindex für Pensio‐
nistenhaushalte“ (PIPH). Seniorenpoli‐
tisch wurden Führerscheinregelungen 
mit Beschränkung für ältere Fahrzeug‐
lenker abgelehnt und um Gebühren‐
befreiungen gerungen. 

Die Pensionsharmonisierung

(li.) ORF­"Pressestunde" mit Karl Blecha und Stefan Knafl am 7.12.2003
(re.) Fachtagung "Aktion Seniorensicherheit" am 12.5.2004 in Linz (v.l.n.r.) Fritz Koppe, 
Elisabeth Hechl (BMS), Alfred Zupancic, Franz Karl, Rupert Kisser (Sicher Leben), 
Walter Ratt (ÖSR)
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Am 2. Juni 2005 verstarb Präsident 
Stefan Knafl im 77. Lebensjahr; er galt 
als einer der maßgeblichen Architek‐
ten des modernen Seniorenrates. 
Nationalratspräsident Andreas Khol 
wurde im Herbst zu seinem Nachfol‐
ger bestellt. Am 17. Oktober 2005 
fand im Palais Niederösterreich die 
8. Vollversammlung statt, bei der 
Bundespräsident Heinz Fischer 
anwesend war. 

Der Seniorenrat forderte massiv die 
Anhebung des Ausgleichszulagen‐
richtsatzes auf 675 Euro und einen 
bundeseinheitlichen Heizkostenzu‐
schuss. Einhellig verlangt wurde wei‐
ters, dass die Pensionsanpassung 
nicht nur die Inflation (VPI), sondern 
auch einen speziellen Warenkorb für 
Senioren (mit höheren Ausgaben für 
Lebensmittel und Wohnen) berück‐
sichtigt. 

Abschied von einem Architekten und neue Impulse

Zu Besuch beim Bundespräsidenten am 24.1.2005 (v.li.) Wilhelm Mohaupt (ÖSB), Karl Blecha, 
Alfred Zupancic, BPräs Heinz Fischer, Werner Thum (ÖGB‐P), Stefan Knafl, Wolfgang Braumandl 
(Seniorenrat), Josef Ratzenböck (ÖSB), Karl Wimleitner (ÖSR)
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Am 19. Juni 2006 wurde daher 
gemeinsam mit der Statistik Austria 
der neue „Preisindex für Pensionisten‐
haushalte“ (PIPH) präsentiert. Dieser 
lieferte den wissenschaftlichen Be‐
weis, dass die Teuerung für Senioren 
strukturell (u. a. durch Gesundheits‐
kosten) höher war als der allgemeine 
VPI. Am 10. Oktober 2006 fand im 
Parlament die ganztägige Enquete 
„Pflege und Betreuung“ mit mehr als 

250 Teilnehmern statt, da das Thema 
der sogenannten illegalen 24‐Stun‐
den‐Betreuerinnen („Grauzone“) mas‐
siv drängte. Gespräche wurden mit 
Vertretern des Schutzverbandes der 
Pensionskassenberechtigten sowie 
dem Fachverband der Pensionskassen 
geführt. Die Bemühungen zur Abhal‐
tung einer Studientagung zum Thema 
Pensionskassen verliefen letztlich 
erfolglos. 

Einführung des Preisindex 
für Pensionistenhaushalte (PIPH)

Auszug aus der Präsentation der Statistik Austria zum PIPH, Pressekonferenz 19.6.2006
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Der Kampf um gerechte Pensionen 
eskalierte 2007: Der Seniorenrat star‐
tete eine österreichweite Unterschrif‐
tenaktion für die Kaufkraftsicherung. 
Es konnten mehr als 400.000 Unter‐
schriften gesammelt und im Herbst im 
Bundeskanzleramt der Regierungsspit‐
ze übergeben werden. Im Jänner 2007 
präsentierte der Seniorenrat die um‐
fassende Studie „Glückliches Altern“ 

zum Sozialkapital älterer Menschen. 
Vorgestellt wurden bei einer gemein‐
samen Pressekonferenz mit Vertretern 
der Bundesarbeitsgemeinschaft Freie 
Wohlfahrt (BAG) die Ergebnisse von 
sieben Arbeitsgruppen zum Thema 
„Pflege und Betreuung“ sowie ein 
Maßnahmenkatalog, um die Forderun‐
gen im Bereich der sozialen Sicherheit 
zu bekräftigen. 

400.000 Unterschriften für die Kaufkraft

Übergabe der Unterschriften am 6.11.2007 an BK Alfred Gusenbauer und VK Wilhelm Molterer 
durch (v.li.) Alfred Zupancic, Andreas Khol, Werner Thum, Karl Blecha, Edwin Tiefenbacher und 
Josef Ratzenböck 
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Am 24. September 2008 konnten 
historische Erfolge in den Pensions‐
verhandlungen erzielt werden: eine 
Anpassung von 3,4 % (nach dem 
PIPH), die Abschaffung der Wartefrist 
für die erste Pensionsanpassung sowie 
ein bundeseinheitlicher Heizkostenzu‐
schuss. Am 30. Juni 2008 wurde ein 
großer Informationstag gemeinsam 
mit der Arbeiterkammer Wien abge‐
halten, um Steuermodelle und Lösun‐

gen für die massiven Verluste von 
Pensionskassenberechtigten zu disku‐
tieren. Eine Arbeitsgruppe erarbeitete 
Vorschläge für die Steuerreform, um 
Pensionisten steuerlich besserzustel‐
len, die im Rahmen einer Pressekonfe‐
renz im Mai öffentlich vorgestellt 
wurden. Erste Schritte zur Erstellung 
des im Bundes‐Seniorengesetz vorge‐
sehenen umfassenden Bundessenio‐
renplanes wurden gesetzt. 

Verhandlungserfolge trotz Finanzkrise

Pressestatement nach dem Pensionsgipfel am 16.9.2008, (v.li.) Andreas Khol, VK Wilhelm 
Molterer, BK Werner Faymann, Karl Blecha 
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Der Seniorenrat musste sich 2009 
massiv gegen Medienkampagnen und 
Forderungen aus der Wirtschaft weh‐
ren, die „Nulllohnrunden“ für Pensio‐
nisten herbeiführen wollten. Ein 
absoluter Meilenstein war die große 
Vollversammlung am 8. Oktober 2009. 
Diese fand erstmals im Sitzungssaal 
des Parlaments statt. 
Unter den Rednern waren Bundesprä‐
sident Heinz Fischer, Bundeskanzler 
Werner Faymann, Vizekanzler Josef 
Pröll und Nationalratspräsidentin 
Barbara Prammer. Im Rahmen eines 
umfassenden Leitantrages wurde fest‐

gehalten, dass der Österreichische Se‐
niorenrat als Hauptziel seiner Arbeit 
eine vollständige und gleichberechtig‐
te Teilhabe der Seniorinnen und Seni‐
oren am gesamten politischen, 
wirtschaftlichen und gesellschaftli‐
chen Geschehen in Österreich sieht. 
Das Ausscheiden des „Zentralverban‐
des der Pensionisten Österreichs“ als 
Vollmitglied musste mit Jahresende 
2009 zur Kenntnis genommen wer‐
den, da die Mindestmitgliederzahl von 
10.000 unterschritten wurde. Die 
Organisation verblieb aber mit einem 
Experten im Vorstand. 

9. Vollversammlung des Österreichischen Seniorenrates mit BPräs Heinz Fischer am Rednerpult
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Am 1. Juni 2010 wurde im Parlament 
der Festakt „10 Jahre Sozialpartner 
Seniorenrat“ gefeiert. Am 27. Septem‐
ber 2010 folgte eine weitere gewichti‐
ge parlamentarische Enquete zum 
Thema „Die künftige Pflegefinanzie‐
rung in Österreich“ vor über 150 Teil‐
nehmern, in Kooperation mit großen 
Hilfsorganisationen. Den Schwerpunkt 
der Veranstaltung bildete das dringen‐
de Anliegen der Schaffung eines – 
aus Steuermitteln zu speisenden – 
Pflegefonds. 

Politisch kämpfte man erbittert gegen 
die geplante Abschaffung des Allein‐
verdienerabsetzbetrages (AVAB) für 
kinderlose Pensionisten. 
Die Medienpreise „Senioren‐Rose“ 
und „Senioren‐Nessel“ etablierten sich 
als Instrument gegen negative Alters‐
bilder in Journalismus und Werbung, 
und eine Arbeitsgruppe „Länger Arbei‐
ten – Modelle“ wurde im Herbst 2010 
eingesetzt, um Anreiz‐ und Beloh‐
nungsmodelle für einen längeren Ver‐
bleib im Erwerbsleben zu erarbeiten. 

Zehn Jahre Sozialpartner Seniorenrat

Karl Blecha am Rednerpult, auf der "Regierungsbank" (v.li.) Gottfried Feurstein, Edwin Tiefenba‐
cher, Josef Ratzenböck, Franz Karl, Andreas Khol, Alfred Zupancic, Werner Thum, Rudolf Edlinger
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Nach jahrelangem Druck und zähen 
Verhandlungen konnte 2011 die Ein‐
richtung und Finanzierung des Pflege‐
fonds (mit vorerst 650 Millionen Euro 
bis 2016) erreicht werden. Zudem 
führte man intensive Gespräche mit 
Supermarkt‐Konzernen (Spar, REWE) 
wegen des „Österreich‐Zuschlags“ bei 
Lebensmitteln sowie einen Dialog mit 
ÖBB‐Generaldirektor Christian Kern 
über altersgerechte Ticketautomaten. 

Neben dem Kampf gegen Zwangspen‐
sionierungen waren für 2011 weiters 
die Zusammenarbeit mit dem Sozial‐
ministerium bei der Erarbeitung eines 
Bundesplans für Seniorinnen und Se‐
nioren, die Unterstützung der Senio‐
renorganisationen anlässlich des 
Europäischen Jahres der Freiwilligen‐
tätigkeit und im Rahmen der Initiative 
des Kampfes gegen Partnergewalt an 
älteren Frauen hervorzuheben. 

Soziale Sicherheit im Fokus 
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Das Jahr 2012 begann unmittelbar mit 
intensiven Verhandlungen mit 
Bundeskanzler und Vizekanzler zum 
geplanten Sparpaket der Bundes‐
regierung. 
Der Seniorenrat stellte sich erfolgreich 
gegen wirtschaftliche Forderungen 
nach einer „Nulllohnrunde“ bei 
Pensionen und wachte darüber, dass 
die Konsolidierungsmaßnahmen 
symmetrisch und sozial ausgewogen 
auf alle Bevölkerungsgruppen (Aktive, 
Beamte, Pensionisten) verteilt wurden. 
Im „Europäischen Jahr für Aktives 
Altern und Solidarität zwischen den 
Generationen“ 2012 veranstaltete der 

Seniorenrat ein ganztägiges Symposi‐
um mit der ÖPIA, der Österreichi‐
schen Plattform für Interdisziplinäre 
Alternsfragen, um die Ergebnisse des 
Bundesseniorenplans zu präsentieren. 
Dieser Plan wurde zuvor am 
31. Jänner 2012 von der österreichi‐
schen Bundesregierung beschlossen, 
die sich damit einen verbindlichen 
Zielkatalog für ihre zukünftige Arbeit 
vorgab. 
Am 6. November folgte im Palais 
Epstein eine sehr erfolgreiche Enque‐
te gemeinsam mit der Bundesjugend‐
vertretung unter dem Titel „Gleiche 
Chancen für Alt und Jung?“. 

(li.) Andreas Khol und Karl Blecha bei der Pressekonferenz des Seniorenrates am 29.11.2009
(re.) Pensionsverhandlungen am 3.12.2012 (v.li.) Hannes Bauer, BM Rudolf Hundstorfer, 
VK Michael Spindelegger, BK Werner Faymann, Andreas Khol, Karl Blecha
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Der Europäische Gerichtshof (EuGH) 
fällte ein wegweisendes Urteil zur 
Pensionsanpassung, das eine 
degressive soziale Staffelung bei
Pensionserhöhungen als indirekte 
Diskriminierung untersagte. 
Am 23. Oktober 2013 fand die 
10. Vollversammlung im Parlament 
statt. Hier wurden weitreichende Sta‐
tutenänderungen beschlossen: Vor‐
stands‐ und Präsidiumsmitglieder 
wurden nunmehr in direkter, demo‐
kratischer Wahl durch die Delegierten 
bestimmt, statt wie bisher ernannt zu 
werden. 
Im Rahmen der Vollversammlung 
wurde auf Vorschlag der Präsidenten 

Karl Blecha und Andreas Khol der bis‐
herige Geschäftsführende Vizepräsi‐
dent Alfred Zupancic wegen seiner 
Verdienste für die Seniorenpolitik in 
Österreich und als „Gründungsvater 
des Österreichischen Seniorenrates“ 
zum Ehrenpräsidenten ernannt. 
Wolfgang Braumandl wurde im 
Dezember 2013 zum Leitenden Sekre‐
tär des Österreichischen Seniorenra‐
tes bestellt, Michael Schleifer zum 
Referenten für Recht und Grundsatz‐
fragen. Gestartet wurde eine Petition 
an den Deutschen Bundestag gegen 
die rigorose rückwirkende 
Besteuerung deutscher Renten für in 
Österreich lebende Pensionisten. 

(li.) Vorstand des Seniorenrates, gewählt bei der Vollversammlung 2013
(re.) Rege Teilnahme an der Pflege‐Enquete 2014 
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Am 22. September 2014 hielt der Rat 
eine große parlamentarische Pflege‐
Enquete unter dem provokanten Titel 
„Gibt es zu viele Pflegebedürftige oder 
gibt es zu viele Pflegestrukturen?“ ab 
und leitete damit erneut die Diskussi‐
on um aktuelle Herausforderungen im 
Bereich der Pflege ein. Um die Mit‐
sprache in der Sozialversicherung zu 
stärken, initiierten fünf Abgeordnete 
auf Wunsch des Seniorenrates eine 
Petition für das Stimmrecht in der 
Krankenversicherung. Gemeinsam mit 
der SVA wurde die Abschaffung der 

Pensionsbeiträge für erwerbstätige 
Pensionisten gefordert. Der Senioren‐
rat verlangte weiters eine Negativ‐
steuer (Steuergutschrift) von 150 Euro 
für kleine Pensionen und die Senkung 
des Eingangssteuersatzes auf 20 Pro‐
zent und unterstützte Maßnahmen 
der Regierung zur Deckelung über‐
durchschnittlich hoher Sonderpensio‐
nen aus öffentlichen Mitteln durch 
gestaffelte Solidarbeiträge. Ein tragi‐
scher Verlust war der Tod von Ehren‐
präsident und Mitbegründer Alfred 
Zupancic im September 2014. 

Mitsprache und Pflegereform
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Das Jahr 2015 war geprägt von massi‐
ven Erfolgen bei der Steuerreform: 
Der Eingangssteuersatz wurde auf 
25 Prozent gesenkt und eine SV‐Gut‐
schrift (Negativsteuer) bis 110 Euro 
eingeführt, was kleine Pensionen stark 
entlastete. 
Gemeinsam mit der Bundesjugendver‐
tretung feierte der Seniorenrat am 
15. September 2015 das Jubiläum 
„15 Jahre Sozialpartner“ mit einer 
Festansprache von Bundespräsident 
Fischer im Parlament. 
Im Rahmen der Beratungen wurde 
auch das Thema der Migrationsströ‐

mung aufgegriffen und eine umfas‐
sende Stellungnahme des 
Österreichischen Seniorenrates zur 
Flüchtlingsproblematik abgegeben. 
Die Fortführung des steuerfinanzier‐
ten Pflegefonds wurde erfolgreich ein‐
gefordert. Ebenso drängte der 
Seniorenrat auf die Umsetzung eines 
Frühpensions‐ und Beschäftigungs‐
monitorings sowie eines Bonus‐
Malus‐Systems für ältere Arbeitneh‐
mer. Die Finanzierung des Preisindex 
für Pensionistenhaushalte (PIPH) wur‐
de aufgrund mangelnder politischer 
Akzeptanz nicht weitergeführt. 

(li.) 15 Jahre Sozialpartner ‐ Festveranstaltung von Bundesjugendvertretung und 
Österreichischem Seniorenrat (v.li.) Andreas Khol, Laura Schoch (BJV) Karl Blecha (15.09.2015)
(re.) Ingrid Korosec (ÖSB) am 15.2.2016 bei der Verleihung der Senioren‐Rose
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2016 brachte einen großen Umbruch: 
Nach über zehn Jahren übergab 
Andreas Khol die Führung an LAbg. 
Ingrid Korosec, die als erste Frau das 
Präsidentenamt übernahm. Beim 
historischen Pensionsgipfel am 
29. Februar 2016 konnte ein Meilen‐
stein erkämpft werden: die Anhebung 
der Ausgleichszulage auf 1.000 Euro 
für Personen mit 30 echten Beitrags‐
jahren. Am 25. Mai trat zudem das 
"Seniorenparlament" zusammen. Vor‐
schläge und Forderungen wurden im 

Zusammenhang mit der Reform zur 
Sicherung unseres Pensionssystems 
eingebracht. Eingefordert wurden da‐
bei u. a. die Reform der Kommission 
zur langfristigen Pensionssicherung, 
eine Aliquotierung bei der Anpassung 
von Neupensionen und eine Begren‐
zung des Pensionssicherungsbeitrages 
im öffentlichen Dienst. Öffentlich the‐
matisiert wurden der Rechtsanspruch 
auf Rehabilitation für Pensionisten 
und die Umsetzung eines neuen 
Erwachsenenschutzgesetzes. 

Erste Frau an der Spitze



32

Der Seniorenrat unterstützte erfolg‐
reich die „Aktion 20.000“ zur Beschäf‐
tigung von Langzeitarbeitslosen über 
50 Jahren und begleitete die lang er‐
sehnte Abschaffung des Pflegeregres‐
ses. Die 11. Vollversammlung tagte am 
14. November 2017 im Großen Re‐
doutensaal der Hofburg. Deren Leitan‐
trag wurde umgehend in die damals 
laufenden Regierungsverhandlungen 
eingebracht und in Folge wurden For‐
derungen zum Teil ins Regierungspro‐
gramm aufgenommen. Vorschläge 
wurden beispielsweise auch hinsicht‐
lich des Vergaberechtes mit 

Bevorzugung von Firmen, die Ältere 
beschäftigen, eingebracht. Mitte des 
Jahres 2017 wurde die Thematik Seni‐
orensicherheit durch eine Kampagne 
von Innenministerium, Polizei und Se‐
niorenrat unter dem Titel „Gemein‐
sam.Sicher in den besten Jahren“ 
öffentlich aufgegriffen. Mit dem Start 
einer gemeinsamen Internet‐Initiative 
mit A1 wurde versucht, zur Verringe‐
rung der digitalen Kluft bei Älteren in 
Österreich beizutragen. Eingebunden 
wurde der Seniorenrat bei der Umstel‐
lung der Benutzeroberfläche von 
ÖBB‐Fahrkartenautomaten. 

Abschaffung des Pflegeregresses

Die 11. Vollversammlung im Großen Redoutensaal der Hofburg






































